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Absender:                Stadt Frankfurt (Oder) 

.........................................................................            Der Oberbürgermeister 

......................................................................... 

......................................................................... 

......................................................................... 
 
 
 
 
Stadt Frankfurt (Oder) 
Ordnungs- und Umweltamt 
Abteilung Umweltschutz 
- untere Wasserbehörde - 
Goepelstraße 38 
 
15234 Frankfurt (Oder) 
 
 

 
Antrag auf Neuerteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung von nicht 
schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser in ein Gewässer 
 
  für die bestehende Grundstücksentwässerungsanlage 
 
  für die erweiterte / geänderte Grundstücksentwässerungsanlage  
 

 
1. Antragsteller 

Name und Vorname / Firma: …………………………………………………………………………….... 
Anschrift: …………………………………………………………………………………………………….. 
Tel.: …………………………….   Fax: …………………………….   Mobil: ……   …………………….. 

 

 
1.1 Grundstückseigentümer   wie Antragsteller 

Name und Vorname / Firma: …………………………………………………………………………….... 
Anschrift: …………………………………………………………………………………………………….. 
Tel.: …………………………….   Fax: …………………………….   Mobil: ……   …………………….. 

 

 
2. Standort der Anlagen 

Straße, Nr.: ………………………………………  PLZ, ........... Frankfurt (Oder) 
Gemarkung Frankfurt (Oder)   Flur: …………..  Flurstück: ………………………………. 

 

 
3. Das Niederschlagswasser wird über: 

   eine Versickerungsanlage 
   Versickerungsmulden    Versickerungsschächte    Versickerungsbecken 
   Rigolenversickerung    Rohr-Rigolenversickerung 

   mit vorgeschalteter Absetzanlage 
   Absetzschacht      Zisterne        Regenrückhaltebecken 

   in das Grundwasser 

oder 

   in das Oberflächengewässer (Name): ..………..……………………… über ein Auslaufbauwerk 

eingeleitet. Dies stellt eine Gewässerbenutzung dar. 
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4. Angaben zu den versiegelten Flächen auf dem Grundstück 

Die auf dem Grundstück geplanten/bestehenden Gebäude, sonstigen Anlagen und befestigten 
Flächen, von denen Niederschlagswasser gesammelt in das Grundwasser bzw. 
Oberflächengewässer abfließt, bestehen aus: 
 
- Dachfläche Hauptgebäude: ….……… m² Oberflächenmaterial: ………………………… 

(z.B. Wohnhaus) 
- Dachfläche Nebengebäude: ….……… m² Oberflächenmaterial: ………………………… 

(z.B. Carport, Garage) 
- Verkehrsfläche:  ….……… m² Oberflächenmaterial: ………………………… 
- sonstige Fläche:  ….……… m² Oberflächenmaterial: ………………………… 

 

 
5. Erklärung 

Die vorhandene Gewässerbenutzung soll weiter ausgeübt werden. Die der Gewässerbenutzung 
dienende Anlage, siehe Punkt 3 dieses Antrages, ist funktionstüchtig. 
 
Ort / Datum: ………………………… 

 
 
 

     ……………………………………………………………….….… 
        Unterschrift Antragsteller / Grundstückseigentümer 

 

 
6. Zustimmung zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 

Hiermit stimme ich als Grundstückseigentümer der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 
gemäß § 66 Abs. 4 Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) für das auf den bebauten oder 
befestigten Flächen des o. g. Grundstückes anfallende Niederschlagswasser von der Stadt 
Frankfurt (Oder) auf mich zu. 
 
Ort / Datum: ………………………… 

 
 
 

     ……………………………………………………………….….… 
      Unterschrift Grundstückseigentümer 

 

 
  zutreffend ankreuzen 

 
Information zum Antrag  

Ihren Antrag auf Neuerteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung von nicht schädlich 
verunreinigtem Niederschlagswasser senden Sie bitte an: 

 Stadt Frankfurt (Oder) 
 Ordnungs- und Umweltamt 
 Abteilung Umweltschutz 
 - untere Wasserbehörde - 
 Goepelstraße 38 
 15234 Frankfurt (Oder) 

Dieser Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis kann nur bearbeitet werden, wenn Sie  
(bzw. der Grundstückseigentümer) der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für das auf 
bebauten oder befestigten Flächen des Grundstücks anfallende Niederschlagswasser zugestimmt 
haben, siehe Punkt 6 des Antragsformular. 

Die untere Wasserbehörde (uWB) wird nach Prüfung des Antrages einen Bescheid über die 
Entscheidung erteilen und Ihnen zusenden. Dieser Verwaltungsakt ist gebührenpflichtig. 

Für telefonische Rückfragen zum Antrag erhalten Sie Auskünfte unter der Tel.-Nr.: 0335 / 552 3910. 


